
„Welche Verbesserung haben wir nun durch den Auf­
ruf des Bezirksgerichts Leipzig zum Jahr der großen 
Initiative dm Bezirk Magdeburg erreicht und wie ist der 
Stand der Selbstverpflichtungen?

Die Selbstverpflichtungen der Kolleginnen, die sich 
fachlich weiterbilden wollten, sind erfüllt bzw. wer­
den noch erfüllt, da die Lehrgänge an den Volkshoch­
schulen noch nicht beendet sind.

Die Verpflichtung des Staatsanwalts für Zivilsachen 
in bezug auf die Schulung in zivilrechtlicher Hinsicht ist 
zum großen Teil realisiert und steht kurz vor dem Ab­
schluß. Mit Hilfe des Leiters der Allgemeinen Verwal­
tung, des Leiters der Kaderabteilung und des Haus­
haltbearbeiters konnten bis jetzt zwei einwöchige Schu­
lungen durchgeführt werden, die ohne Zweifel dazu 
beigetragen haben, den Kollegen bei ihrer Arbeit in den 
Kreisen wertvolle Unterstützung und Hinweise zu geben.

Die Tatsache, daß der Staatsanwalt des Bezirks in den 
Dienstbesprechungen sowohl die fachliche Weiterbildung 
als auch den Erfahrungsaustausch koordinierte, trug 
wesentlich dazu bei, das Niveau der Dienstbesprechun­
gen auf eine höhere Ebene zu heben. Nicht ganz konnte 
der Staatsanwalt des Bezirks die Verpflichtung einlösen, 
alle Staatsanwälte im Plädoyer zu hören; dafür gab er 
aber den Staatsanwälten ein Merkblatt für die Gestal­
tung des Schlußvortrags in die Hände.

Der Staatsanwalt für die Haftstättenaufsicht trug 
durch die Herausgabe eines Merkblattes „Was muß der

Staatsanwalt bei der Einleitung der Strafvollstreckung 
beachten?“ und eines Leitfadens für die Überprüfung 
der Strafvollstreckungsstellen der Volkspolizei wesent­
lich dazu bei, daß insbesondere die jüngeren Kollegen, 
die in den Kurzlehrgängen ausgebildet wurden, eine 
entscheidende Hilfe erhielten.

Der Sprechstundenplan konnte in den ersten Wochen 
noch nicht in vollem Umfang durchgeführt werden, da 
im Bezirk Magdeburg die mit Unterstützung durch die 
Bezirksleitung der SED geführte Aufklärungskampagne 
über die Strafsachen Haase u. a. sowie Fedora von 
Steinmetz u. a. im Vordergrund der massenpolitischen 
Arbeit stand. Dabei wurden 104 Veranstaltungen in 
volkseigenen Betrieben, volkseigenen Gütern, landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften und Dörfern 
mit über 20 000 Teilnehmern durchgeführt.“

*

Diese erste Übersicht über die Auswirkungen des 
Leipziger Appells zeigt, daß, wenn auch nicht alle, so 
doch viele Mitarbeiter der Organe der Justiz und der 
Staatsanwaltschaft die Hinweise aus Leipzig als eine 
Anregung aufgenommen und für die Verbesserung ihrer 
Arbeit nutzbar gemacht haben. Sie zeigt zugleich, welch 
weites Feld an zusätzlichen Aufgaben und besseren Ar­
beitsmethoden noch vor allen liegt und wie notwendig 
es ist, unablässig und unter Anwendung von Kritik und 
Selbstkritik die eigene Arbeit mit dem Ziel ihrer Ver­
vollkommnung zu überprüfen.

Uber die Durchführung von Justizaussprachen
Von Dr. KURT GÖRNER, Hauptreferent im Ministerium der Justiz

Die Gerichte der Deutschen Demokratischen Repu­
blik haben in den zurückliegenden Monaten und Jahren 
zahlreiche Justizaussprachen mit den Arbeitern und 
Bauern, mit der gesamten Bevölkerung durchgeführt. 
Die Richter und Staatsanwälte sprachen in volkseigenen 
Betrieben, in landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften, in volkseigenen Gütern, auf Maschinen- und 
Traktorenstationen und Einwohnerversammlungen in 
Städten und Dörfern über unseren .demokratischen 
Staat der Arbeiter und Bauern und sein Recht. In den 
Schulen, auf Versammlungen der Parteien und 
Massenorganisationen und auf Konferenzen von Leh­
rern usw. behandelten unsere Richter in Justizaus­
sprachen bestimmte Themen des Rechts. So haben 
unsere Gerichte, voran die Kreisgerichte, dazu beige­
tragen, bei den Arbeitern und Bauern in der ganzen 
Bevölkerung das Bewußtsein der demokratischen Ge­
setzlichkeit und die Überzeugung vom demokratischen 
Charakter unseres Staates zu festigen.

Aber noch immer erfolgt die Durchführung der 
Justizaussprachen nicht bei allen Gerichten mit gleicher 
Aktivität. Es gibt Kreisgerichte, wie z. B. Zittau, Bad 
Liebenwerda, Altenburg, Lübz, Aue und Hildburg­
hausen, die planmäßig und mit gutem Erfolg Justiz­
aussprachen durchführen. Andererseits unterschätzen 
eine Reihe von Gerichten die Bedeutung der Justizaus­
sprachen und führen diese entweder gar nicht oder un­
regelmäßig und ohne genügende Vorbereitung durch.

Der IV. Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands hat den Vorschlag unterbreitet, im 
Herbst Wahlen zur Volkskammer und zu den Bezirks­
tagen durchzuführen. Das Dokument des Partei­
tages, „Der Weg zur Lösung der Lebensfragen der 
Deutschen Nation“, stellt die wichtige Aufgabe, in der 
Deutschen Demokratischen Republik die demokrati­
schen Errungenschaften als Beispiel zur Entfachung 
des Volkskampfes gegen den Block der Militaristen 
in Westdeutschland und gegen die Verträge von Bonn 
und Paris weiter zu festigen und zu entwickeln, die 
Demokratie in Aktion noch kraftvoller voranzutreiben. 
Dies bedeutet, die Verbindung zwischen den werk­
tätigen Massen und dem Staatsapparat immer enger 
zu gestalten. Auch die Justiz hat hierbei ihre Auf­
gaben zu erfüllen. Ein wichtiger Hinweis ergibt sich 
aus dem Dokument des IV. Parteitages, wo es heißt: 

„Die Deutsche Demokratische Republik ist der 
Staat, der allen seinen Bürgern volle Rechtssicher­
heit gibt. Die demokratische Gesetzlichkeit der

Arbeiter- und Bauernmacht darf nirgendwo und 
unter keinen Umständen verletzt werden. Wo es 
doch geschieht, müssen die dafür Verantwort­
lichen zur vollen Rechenschaft gezogen werden.“

In diesen Sätzen liegt nicht nur die klare Anleitung 
für die konsequente Parteilichkeit in der Rechtspre­
chung, sondern auch der Hinweis auf die Bedeutung 
der massenpolitischen Arbeit der Gerichte, die den 
Bürgern die Bedeutung der Gesetze erläutert, sie dazu 
erzieht, den im Gesetz ausgedrückten Willen der Ar­
beiter und Bauern zu achten. Hier ist aber die Folge­
rung zu ziehen, daß wir allen Bürgern der Republik
— und darüber hinaus den Bürgern ganz Deutschlands
— verständlich machen müssen, daß in der Deutschen 
Demokratischen Republik die Rechtssicherheit gegeben 
ist, im Adenauer-Staat aber Justizterror und Willkür­
herrschaft bestehen. Angesichts der vielen Lügen und 
Verleumdungen durch die amerikahörigen West­
zeitungen und die westdeutschen Rundfunksender, die 
nicht zuletzt gegen die demokratische Rechtsprechung 
unserer Gerichte gerichtet sind, erhält die massenpoli­
tische Arbeit der Richter und Staatsanwälte eine ge­
steigerte Bedeutung. Besonderes Augenmerk verlangt 
hierbei die Durchführung von Justizaussprachen.

Um die Arbeit der Gerichte auf dem Gebiet der 
Justizaussprachen auf den Stand zu bringen, der un­
serer Aufgabe im Kampf um die Einheit Deutschlands, 
bei der Entfaltung der Demokratie in Aktion, ent­
spricht, ist die Direktive zur Durchführung von Justiz­
aussprachen vom 17. Mai 19541) durch den Minister der 
Justiz erlassen worden. Die hierin niedergelegten 
Grundsätze knüpfen an die Entwicklung an, die sei­
nerzeit mit der Rundverfügung Nr. 102/52 zur Durch­
führung von Justizausspracheabenden begonnen 
wurde. Die in der Zwischenzeit gesammelten Erfah­
rungen haben gezeigt, daß einerseits die Anforderun­
gen erhöht werden müssen und auch erhöht werden 
können, daß andererseits eine stärkere Differenzie­
rung der Anforderungen nach der Größe der Gerichte 
und eine Beschränkung der Berichtspflichten notwen­
dig geworden sind. Es muß hier anerkennend hervor­
gehoben werden, daß gerade die von einem Teil der 
Gerichte geleistete gute und vorbildliche Arbeit bei 
der Durchführung von Justizaussprachen erst die neue 
zentrale Anleitung durch das Ministerium der Justiz 
ermöglicht hat. Der wichtigste Gesichtspunkt in der *
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